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Öffentlicher Teil 

 
TOP 1  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
 
Herr Swieter begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung. 
 
Beschluss: Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt. 

 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
TOP 2  Feststellung der Tagesordnung  
 
Beschluss: Die Tagesordnung wird festgestellt. 

 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
TOP 3  Genehmigung des Protokolls Nr. 25 über die Sitzung des Ausschusses für 

Finanzen, Beteiligungen und innere Organisation am 25.11.2015  
 
Beschluss: Das Protokoll Nr. 25 über die Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Beteili-

gungen und innere Organisation vom 25.11.2015 – öffentlicher Teil – wird ge-
nehmigt. 

 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
TOP 4  Einwohnerfragestunde  
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 
 B E S C H L U S S V O R L A G E N 
  
 
TOP 5  Budget der Stadt Emden für das Haushaltsjahr 2016 

Vorlage: 16/2001  
 
Herr Bornemann schildert, im September seien die Haushaltsberatungen zunächst ausgesetzt 

worden, da der Stadt Emden die Meldung über die VW-Krise ereilte. Daraufhin habe man sich 
mit der Situation vertraut gemacht und sei zu einer Einschätzung gekommen. Die betroffene 
Einnahmesituation sei der Lage angemessen, realistisch aber durchaus positiv und optimistisch 
bei der Zukunftserwartung bewertet worden. Die Stadt sei ohne die Chance auf eine konkrete 
Vorbereitung auf diese Situation gezwungen zu handeln. Gemeinsam hätten der Rat und die 
Verwaltung Rücklagen gebildet, um soweit wie möglich für Ausnahmesituationen gestärkt zu 
sein. Aus diesem Grund musste nicht schlagartig gehandelt und in 2015 die Notbremse gezo-
gen werden. Aufgrund dieser Vorsorge könne auch in 2016 der zehnte Haushalt in Folge aus-
geglichen vorgelegt werden. Er dankt allen Beteiligten sowie insbesondere dem Rat, der die 
Budgethoheit habe. 
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Dennoch stehe die Stadt Emden vor enormen Problemen. Die dauerhafte Leistungsfähigkeit 
müsse aufrechterhalten und gesichert werden. Die sozialen Angebote vor Ort dürften nicht rigo-
ros gestrichen werden. Ebenso dürfe die Kulturförderung nicht eingestellt werden, die in den 
vergangenen Jahren als unverzichtbarer Standortfaktor beschrieben und eingeordnet worden 
sei. Die Jugendförderung und Bildung dürfe nicht vernachlässigt und die Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung müsse weiter betrieben werden. Dieser Grundkonsens bestehe zwischen 
Verwaltung und Politik und entspreche seines Erachtens ebenfalls den Erwartungen der Bürge-
rinnen und Bürger in Emden. 
 
Es müsse eine Mischung aus geringeren Ausgaben und höheren Einnahmen gefunden werden. 
Die Verteilung sei eine Frage der Solidarität. So werden die Einnahmen verbessert und Ausga-
ben eingespart. Er sei der Überzeugung, dass der Verwaltungsvorschlag die Erwartung und 
den Anspruch der heutigen Emder Stadtgesellschaft am besten wiederspiegle. 
 
Herr Jahnke stellt anhand einer Power-Point-Präsentation das Budget der Stadt Emden für das 
Haushaltsjahr 2016 vor. Diese Präsentation ist im Internet unter www.emden.de einsehbar. 
 
Frau Knochenhauer berichtet anhand der Power-Point-Präsentation über die Neuveranschla-
gung der Erträge und Aufwände im Fachdienst Wohnen. 
 
Anschließend setzt Herr Jahnke die Präsentation weiter fort. 
 
Herr Swieter bedankt sich für die Ausführungen und bittet um Wortmeldungen. 

 
Herr Haase nimmt an, das in der Ratssitzung im März ein Beschluss gefasst werden könne, der 
zumindest das Defizit in Höhe von 24 Millionen € ganz rapide senke. Den Tagesordnungspunkt 
werde die SPD-Fraktion heute zur Beratung in die Fraktionen verweisen. Die unstrittigen Ein-
sparvorschläge hätten alleine schon eine Größenordnung von ca. 10 – 12 Millionen €. Er dankt 
allen Beteiligten für die hervorragenden Erläuterungen sowie für die vorbereitete Präsentation. 
Des Weiteren dankt er für die klaren Worte in Bezug auf die Vorschläge von PwC. PwC habe 
Anregungen geliefert. Die zukünftige Haushaltspolitik orientiere sich nicht vollkommen an dem 
Gutachten. Selbstverständlich würden die Anregungen und Vorschläge diskutiert und gegebe-
nenfalls übernommen. 
 
Er hofft, dass sich die Realität wie häufig bei in die Zukunft gerichteten Prognosen am Ende 
anders darstelle. Das Defizit könne sicherlich reduziert werden, jedoch werden nicht alle Ein-
sparvorschläge der Verwaltung umgesetzt werden. Nichts desto trotz seien einige Vorschläge 
der Verwaltung hervorragend. Als Beispiel nennt er den Bereich Gesundheit und Soziales sowie 
die Verringerung der Mietzahlungen an das Gebäudemanagement. Eine ganze Reihe von Ein-
zelvorschlägen müssen noch intensiv in der Fraktion diskutiert werden. Die SPD-Fraktion sei 
bereit, die Parkgebühren, die Kultur sowie die freiwilligen Leistungen zu betrachten. Ebenso 
würden sicherlich weitere Sparmaßnahmen von den Fraktionen vorgeschlagen und auch ein 
Eigenanteil durch die Änderung der Entschädigungssatzung für den Rat eingebracht. 
 
Die SPD-Fraktion werde keine gegebenen Versprechen brechen. Bei der letzten Erhöhung der 
Hebesätze der Grundsteuer B habe er sehr deutlich formuliert, dass es in dieser Ratsperiode 
die letzte Erhöhung sein werde. Aus diesem Grund lehne er die Erhöhung der Hebesätze der 
Grundsteuer B vehement ab. Des Weiteren sei die Zusage erteilt worden, das es im Bereich 
Sport in 2016 keine Kürzungen geben werde. Diese Zusagen würden definitiv eingehalten wer-
den. Die Verwaltung sollte durchaus überdenken, auf eine Vollzeitarbeitsstelle in der Sportver-
waltung komplett zu verzichten. 
 

http://www.emden.de/
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Alle Sparmöglichkeiten und Kürzungen sollten transparent und mit den Betroffenen diskutiert 
werden, sodass man häufig auf Einsicht treffe. Die Einsicht der Betroffenen sei häufig viel grö-
ßer als von außen vermutet. 
 
Insbesondere bei der Anpassung der Kita Beiträge, die tatsächlich seit 20 Jahren stabil seien, 
müsse es intensive Diskussionen geben. Die Qualitäts- und Qualifizierungsmaßnahmen im Er-
ziehungsbereich der Kindergärten sowie bestimmte Erleichterungen für Geschwisterkinder sei-
en beschlossen worden. Es bedarf seines Erachtens sehr viel Zeit und vor allem intensive Ge-
spräche mit den Erziehern und Eltern, um in diesem Bereich zu einem vernünftigen Ergebnis zu 
gelangen. 
 
In der Vergangenheit sei eine häufige Sparauflage die Wiederbesetzungssperre gewesen. Bei 
der Stadt Emden betrage diese zurzeit 6 Monate. Faktisch hingegen seien es lediglich 3,8 Mo-
nate. In den 90-er Jahren habe man seinerzeit das Ziel gehabt, im Personalbereich durchaus 
die Steigerungsraten zu verhindern und eine Umkehr im Ausbau der Verwaltung hinzukriegen. 
Seines Erachtens könnten durch ein mit der Verwaltung gemeinschaftlich entwickeltes Pro-
gramm von den derzeit ca. 780 Vollzeitarbeitskräften bis zu 20 Arbeitskräfte möglicherweise 
dauerhaft reduziert werden. Selbstverständlich solle dies ohne Entlassungen durchgeführt wer-
den. Es wäre ein wichtiges Signal, diesen Bereich nicht weiter auszubauen. Er bittet die Verwal-
tung, sich mit dem Thema eines Personalausschusses zu befassen, um gemeinschaftlich sol-
che Themen viel intensiver zu betreuen und beratend tätig zu sein. 
 
Eine wichtige Botschaft an die Bevölkerung sei, dass in Emden auch weiterhin investiert werde. 
Emden sei eine Stadt, die in allen Bereiche hohe Investitionen leiste. Er appelliert an alle Frak-
tionen, diese Anstrengungen gemeinschaftlich zu bewerkstelligen.  
 
Herr Bongartz stellt fest, die Präsentation habe großen Optimismus verbreitet. Es sei dargelegt 

worden, sich möglichst nah an den Vorschlägen der Verwaltung zu orientieren, um gemein-
schaftlich die Krise zu bewerkstelligen. Er orientiere sich dennoch sehr stark an Klarheit und 
Wahrheit und hinterfrage vieles. Es sei von der Logik her schwer nachzuvollziehen, dass das 
Haushaltsjahr 2016 im Eckwertebeschluss ohne die VW-Krise mit einem strukturellen Defizit in  
Höhe von 11 Millionen € ende. Dieses könne nur durch die Rücklagen gedeckt werden. Nun 
solle trotz der VW-Krise im Jahr 2019 bei der Best-Case-Variante kein strukturelles Defizit mehr 
vorhanden sein.   
 
Die Vorschläge von PwC seien für die Zukunft eine der wesentlichen Säulen zur Sanierung des 
Haushaltes. Die Beauftragung habe sehr viel Geld gekostet. Die vorgestellten Ergebnisse seien 
hoch interessant. Selbstverständlich könne nicht alles umgesetzt werden, dennoch sollte man 
sich ganz vorrangig in vielen Bereichen daran orientieren.  
 
Die CDU-Fraktion betrachte die Annahmen bezüglich der Gewerbesteuereinnahmen in den 
nächsten Jahren als sehr gewagt und hoch. Die dramatisch wegfallenden Gewerbesteuerein-
nahmen für die nächsten Jahre seien aufgrund der Rechtsstreitigkeiten von Volkswagen nicht 
abzusehen. Die Produktivität des Emder Werkes werde sich sicherlich wieder normalisieren. 
Dem würden dennoch eventuell gewaltige Strafzahlungen gegenüber stehen, die selbstver-
ständlich in die Bilanz einfließen würden. 
 
Ebenso werde insbesondere bei der Vergnügungssteuer der Sparvorschlag nicht greifen, da 
durch die neue gesetzliche Regelung eine hohe Anzahl von Spielgeräten abgebaut werden 
müssen. Die Einnahmen durch die Vergnügungssteuer würden sich in den Jahren 2018 und 
2019 drastisch reduzieren. 
 



Protokoll Nr. 26 über die Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen 
und innere Organisation 
 

 

 - 5 - 

Der Tagesordnungspunkt werde zur Beratung an die Fraktionen verwiesen. Gemeinschaftlich 
müsse bis Anfang März mit allen Gespräche geführt und Verständnis herbeigeführt werden. In 
irgendeiner Art und Weise werde es gelingen, eine gemeinschaftliche Lösung zu beschließen. 
 
Herr Bolinius bedankt sich ebenfalls bei der Verwaltung für die hervorragende Darstellung. Die 
FDP-Fraktion werde selbstverständlich nicht allen Vorschlägen folgen. 
 
Bei der letzten Haushaltsdebatte habe seine Fraktion die Erhöhung der Hebesätze der Grund-
steuer B bereits nicht mitgetragen. Des Weiteren sei zugesagt worden, im Bereich Sport keine 
Kürzungen vorzunehmen, wenn zunächst auf einen Kunstrasenplatz verzichtet werde. Diese 
Zusagen würden definitiv eingehalten. Ebenso habe man bei den Investitionen beispielsweise 
die Sanierung der Friesenstraße versprochen. 
 
Bezüglich der erwarteten Gewerbesteuereinnahmen in Höhe von 51 Millionen  sei er immer 
skeptisch gewesen und werde es auch für 2016 bleiben. Dies sei eine sehr optimistische Dar-
stellung. 
 
Die FDP-Fraktion werde am Wochenende über die Sparvorschläge der Verwaltung beraten. Im 
nächsten Ausschuss werde er die Ergebnisse dann darstellen. 
 
Herr Renken ist ebenfalls der Meinung, dass der Optimismus der heute vorgestellten Daten, 
der Annahmen der Gewerbesteuereinnahmen sowie die angenommenen Auswirkungen des 
VW-Abgasbetruges für die Stadt Emden überraschend sei. Ebenso sei überraschend, dass 
aufgrund dieser Annahmen bis 2019 noch ausgeglichene Haushalte vorgelegt werden können. 
 
Entgegen allen öffentlichen Mutmaßungen sei der Haushalt nicht allein von PwC beeinflusst 
worden. PwC sei lediglich ein Ratgeber, der gute und auch schlechte Ratschläge vorgestellt 
habe. Die Politik müsse nun zu einer Bewertung dieser Sparvorschläge kommen. Die Vorschlä-
ge im Bereich der Schulen, der Sportförderung und auch der Jugendförderung müssten mit Si-
cherheit nochmal intensiv beraten und diskutiert werden. Alle beschlossenen Maßnahmen soll-
ten in jedem Fall verlässlich umgesetzt werden. 
 
Die Einnahmeerhöhung durch die Erhöhung der Hebesätze der Grundsteuer B komme für seine 
Fraktion ebenfalls nicht in Frage. Im Jahr 2013 seien die Beschlüsse gefasst und von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen mitgetragen worden. Erfreulich sei, dass die lange Zeit umstrittene 
Erhöhung der Vergnügungssteuer in dieser Situation mehr als positiv gegriffen habe. Aufgrund 
der Änderung der gesetzlichen Bestimmungen würde dies in 2 bis 3 Jahren sicherlich wieder 
geringer ausfallen, jedoch habe man dann in dieser Zeit die dringend notwendigen Einnahmen 
erzielen können, die bei der Haushaltsgestaltung helfen könnten. 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sei bereits seit längerem der Ansicht, dass nach 20 Jahren 
die Kita Beiträge an die veränderten Einkommensverhältnisse sowie Bedingungen in den Kin-
dertagesstätten angepasst werden sollten. Eine neue Beitragsstruktur sei dringend notwendig. 
Die Standards sollten erhalten und schrittweise sogar verbessert werden. Dafür seien die Mehr-
einnahmen aus den Elternbeiträgen ein geeignetes Mittel. Die Anpassung der Kita Beiträge 
trage auch zur Qualitätsverbesserung bei. Er legt Wert auf sozial angemessene Beiträge, da 
kein Kind aufgrund des geringen Elterneinkommens keinen Kindergarten besuchen soll. 
 
Die IHK habe in 2015 eine landesweite Statistik für die Grundsteuer B erstellt. Die Stadt Emden 
liege mit einem Hebesatz von 480 bereits im oberen Bereich. Andere Städte hätten zwar in ähn-
lichen Situationen ihre Steuern erhöht, Emden habe jedoch bereits vor zwei Jahren den Hebe-
satz angehoben. Bei Betrachtung der Gewerbesteuer der kreisfreien Städte sei relativ auffällig, 
das Emden mit einem Hebesatz von 420 im unteren Bereich liege. Im Durchschnitt liege der 
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Hebesatz der kreisfreien Städte bei 450. Seines Erachtens müsse über diese Thematik disku-
tiert werden. 
 
Er ist der Meinung, die Tochtergesellschaften der Stadt Emden könnten im Rahmen der Haus-
haltskonsolidierung ebenfalls einen Beitrag zur Verbesserung der Haushaltslage leisten. Die 
Maßnahme beim Gebäudemanagement sei ein guter und richtiger Schritt. Einige Gesellschaf-
ten könnten selbstverständlich keinen Beitrag leisten. Beispielsweise müsse das Klinikum das 
jährliche Defizit reduzieren, da dieses den Haushalt enorm belaste. Die Frage des Zentralklini-
kums sei ein Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. Des Weiteren hätte ein Drittel aller Sparkas-
senträger in den letzten Jahren Beiträge ihrer eigenen Sparkassen eingefordert. Dies gehe aus 
dem Bericht des Landesrechnungshofes hervor. Eine Sparkasse die bereits heute in ihrer Ei-
genkapitalausstattung die Anforderungen von Basel III erfülle, solle nicht klagen. Mit dieser Po-
sition müsse man sich seines Erachtens ernsthaft befassen. 
 
Herr Jahnke legt dar, trotz optimistischer Gewerbesteuereinnahmeprognose in den nächsten 
vier Jahren liege das Defizit bei ca. 46 Millionen €. Dieses Defizit reduziere sich nur aufgrund 
der gebildeten Rücklage in Höhe von 22 Millionen €. Somit müsste eine Summe von 24 Millio-
nen € durch Umsetzung der vorgestellten Maßnahmen eingespart werden. Dennoch würde im 
Jahre 2016 ein strukturelles Defizit in Höhe von 8 Millionen € vorliegen. 
 
Herr Bongartz weist Herrn Renken darauf hin, dass er jederzeit die Möglichkeit habe, sich bei 
den Mitgliedern des Krankenhauses oder der Sparkasse zu informieren. Er solle mit einem Mit-
glied im Verwaltungsrat der Sparkasse in enge Korrespondenz gehen, um die tatsächliche wirt-
schaftliche Situation darstellen zu lassen. Die Eigenkapitaldecke der Sparkasse sei außerge-
wöhnlich gering. Durch unglaubliche Disziplin seien die bescheidenen Gewinne immer in die 
Eigenkapitalrücklage gelegt worden. Einen Beitrag der Sparkasse zu fordern könne er sich kei-
neswegs vorstellen. Das gleiche gelte ebenso für die Stadtwerke. Die dortigen Situationen soll-
ten nicht unnötig erschwert werden. 
 
Herr Haase vertritt ebenfalls den Standpunkt, dass man nicht an die Substanz und die Zu-

kunftsfähigkeit der Tochterunternehmen herangehen müsse. Dies gelte sowohl für die Zukunft 
Emden, die Stadtwerke Emden, das Gebäudemanagement als auch für die Sparkasse Emden. 
 
Bezüglich der Stadtwerke würden sich viele schwer tun, große Projekte zu finanzieren, die neue 
Gewinne produzieren und den Preis für die Bürger niedrig halten. In Aurich gebe es mittlerweile 
Tendenzen, überregional arbeitende Stadtwerke zu gründen. Daher sei es wichtig, einen star-
ken Stadtwerkebetrieb vorzuhalten, der auch verteidigungsfähig sei. 
 
Die Sparkasse habe im Ranking der niedersächsischen Sparkassen betreffend der Eigenkapi-
talausstattung immer weit hinten gelegen. Angesichts der neuen Anforderungen von Basel II 
und III sei eine starke Sparkasse wichtig, um sich dauerhaft auf dem Markt behaupten zu kön-
nen. Er wolle nicht auf die Möglichkeit eines eigenen Bankinstituts verzichten.  
 
Größere Sorgen würden ihm bei der optimistischen Schilderung das Klinikum Emden bereiten. 
In den letzten zehn Jahren sei das prognostizierte Minus kein Jahr annähernd eingehalten wor-
den. In der Zukunft müsse ein qualitativvolles Angebot medizinischer Art für Ostfriesland vorge-
halten werden. Angesichts der steigenden kumulierten Defizite könne dies im Klinikum Emden 
auf Dauer nicht gewährleistet werden. 
 
Herr Bornemann bemerkt, die Anmerkungen des Landesrechnungshofes seien an vielen   

Stellen sehr kritisch gesehen worden. Insofern würden die Einsparvorschläge der Verwaltung 
keine Beteiligung der Tochterunternehmen beinhalten. In einem gemeinsamen Termin mit dem 
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Verwaltungsausschuss und dem Verwaltungsrat werde dieses Thema sowie die Begründung 
intensiv diskutiert. 
 
Herr Bolinius merkt an, der Verwaltungsausschuss werde regelmäßig eingeladen. Hätte Herr 

Renken sich bei dem Vorstand der Sparkasse informiert, wäre er gar nicht erst auf diese Idee 
gekommen. Seines Erachtens könne die Sparkasse nicht zum Kernhaushalt beitragen. 
 
Dennoch weist er darauf hin, dass Herr Renken sich in seinem Redebeitrag keinesfalls auf die 
Stadtwerke bezogen habe. Dieser sei selbst im Aufsichtsrat der Stadtwerke vertreten. 
 
Bezüglich des Krankenhauses bestätigt er die Aussage von Herrn Haase, dass die prognosti-
zierten Zahlen nie eingehalten worden seien. In der freien Wirtschaft wäre so etwas nicht mög-
lich. Aus diesem Grund sei es dringend notwendig, Maßnahmen zu ergreifen und Veränderun-
gen durchzuführen. 
 
Herr Renken bestätigt, in seinem Redebeitrag habe er sich überhaupt nicht auf die Stadtwerke 

bezogen. Um die Situation der Stadtwerke wisse er sehr gut. 
 
Mit dem Bericht des Landesrechnungshofes habe er sich genauestens beschäftigt. Selbstver-
ständlich würde er sich von anderer Seite gerne informieren und möglicherweise auch belehren 
lassen, dass die Ausführungen des Landesrechnungshofes nicht den Tatsachen entsprechen. 
Er stehe für einen Dialog in jedem Fall zur Verfügung. In kritischen Situationen seien für die 
Gesellschaften hohe Beträge bereitgestellt worden.  
 
Die Aussagen von Herrn Haase sowie Herrn Bolinius in Bezug auf das Krankenhaus könne er 
vollkommen unterstützen. Er wünscht sich auf dem Weg zu einem Zentralkrankenhaus mehr 
Verlässlichkeit und Ehrlichkeit seitens des Krankenhauses. 
 
Herr Bornemann erörtert, die Senkung der Aufwendungen während der Übergangszeit zu ei-

nem Zentralklinikum sei auch Inhalt der Machbarkeitsstudie Stufe I. Es sei unverzichtbar, not-
wendig und wichtig, dass das Ergebnis verbessert werde. Im Aufsichtsrat seien bereits Anforde-
rungen gestellt worden. Diese Anforderungen müssten nun entsprechend eingehalten werden. 
 
Frau Marsal möchte wissen, ob die Haushaltsstrukturkommission weiterhin tage und ob in die-

sem Zusammenhang dort nochmal über das Gutachten von PwC diskutiert werde. 
 
Herr Jahnke entgegnet, die Ergebnisse von PwC seien in der Haushaltsstrukturkommission 

bereits umfassend vorgestellt worden. PwC liefere lediglich Anhaltspunkte zur nachhaltigen 
strukturellen Verbesserung der Ergebnishaushalte. Es sei ein eintägiger Workshop mit allen 
Budgetverantwortlichen der Stadt Emden durchgeführt worden. Während dieses Workshops 
seien zusätzlich weitere Vorschläge erarbeitet sowie die Vorschläge von PwC diskutiert worden. 
Die heute vorgestellten Einsparvorschläge seien ausdrücklich von der Verwaltung. Die Haus-
haltsstrukturkommission werde seines Erachtens auch weiterhin benötigt und müsse intensiv 
fortgesetzt werden. 
 
Ergebnis: Verweisung an die Fraktionen 
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 A N T R Ä G E      V O N       F R A K T I O N E N 
  

 
TOP 6  Die Emder Bevölkerung mitnehmen – Bürgerbefragung zur Zentralklinik 

durchführen; 
- Antrag von Ratsherrn Graf vom 25.11.2015 
Vorlage: 16/1972  

 
Ergebnis:  Diese Vorlage wurde ersetzt 

 
 
TOP 6.1  Die Emder Bevölkerung mitnehmen – Bürgerbefragung zur Zentralklinik 

durchführen; 
- Antrag von Ratsherrn Graf vom 25.11.2015 
Vorlage: 16/1972/1  

 
Herr Graf habe den Antrag zur zeitnahen Durchführung einer Bürgerbefragung zur geplanten 

Zentralklinik in Georgsheil gestellt, um die betroffenen Bürgerinnen und Bürger zu diesem The-
ma zu befragen.  Der Antrag sei von den Fraktionen in den Ausschuss für Finanzen, Beteiligun-
gen und innere Organisation verwiesen worden. 
 
Herr Bornemann weist auf die im heutigen Ausschuss vorgelegte Strichvorlage hin. 

 
Selbstverständlich müsse die Bevölkerung insbesondere durch Aufklärung und Beantwortung 
von Fragen beteiligt werden. Herr Graf, Herr Schmidt und Herr Ukena hätten am 04.12.2015 der 
Verwaltung jedoch mitgeteilt, dass sie zu diesem Thema ein Bürgerbegehren initiieren wollen. 
Ebenso hätten sie um Beantwortung diverser Fragen gebeten. Diese umfangreiche Anfrage sei 
am 20.01.2016 von der Verwaltung beantwortet worden. Aufgrund der höheren rechtlichen 
Qualität eines Bürgerbegehrens sowie der entstehenden Kosten erscheine es unverhältnismä-
ßig, diese beiden Instrumente parallel durchzuführen. Aufgrund der Wertigkeit des Bürgerbe-
gehrens sollte dies vorrangig behandelt werden. 
 
Am 22.01.2016 habe er über einen Anwalt eine Erinnerung an die Beantwortung der Anfrage 
erhalten. Eine Klagedrohung und eine Auskunftsklagedrohung sowie eine Fristsetzung weise er 
vehement zurück. Eine Beantwortung am 20.01.2016 sei aufgrund der umfangreichen Fragen  
vollkommen zeitnah gewesen. 
 
Das Verfahren des Bürgerbegehrens sei somit bereits initiiert worden. Herr Graf sei bei beiden 
Instrumenten Antragsteller. Das Bürgerbegehren habe einen höherwertigen Ansatz, sodass aus 
Sicht der Verwaltung die Durchführung einer Bürgerbefragung nur sinnvoll erscheine, wenn 
nicht parallel das Verfahren zum Bürgerbegehren laufe. 
 
Herr Bongartz bittet Herrn Graf um Stellungnahme, ob er eine Bürgerbefragung oder ein Bür-

gerbegehren fordere. Beides seien Instrumente, um die Stimmungslage in der Bevölkerung bei 
bedeutsamen kommunalpolitischen Projekten zu hinterfragen. Beide Instrumente seien absolut 
zulässig und überhaupt nicht in Frage zu stellen. Eine Bürgerbefragung und ein Bürgerbegeh-
ren hintereinander durchzuführen sei hingegen nicht sinnvoll. 
 
Herr Graf entgegnet, den Antrag auf Durchführung einer Bürgerbefragung habe er als Ratsherr 

gestellt. Für das Bürgerbegehren werde als Initiator nicht mehr auf der Liste stehen. Dies habe 
er dem Aktionsbündnis bereits mitgeteilt. Er halte an den Rat der Stadt Emden gestellten Antrag 
fest. 
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Bezüglich der Beantwortung der Fragen am 20.01.2016 bittet er um nachträgliche Zusendung 
der noch fehlenden Ausführungen zur Machbarkeitsstudie Stufe II. 
 
Herr Bornemann bemerkt, die Machbarkeitsstudie Stufe II bestehe aus vielen einzelnen Ele-

menten, die derzeit alle noch in der Entwicklung und Erarbeitung seien. Als Beispiel nennt er 
das Raum- und Funktionsprogramm, das Medizinkonzept und den Businessplan. Daher liege 
noch keine Machbarkeitsstudie Stufe II in fertiger Form vor. Es würden permanent diverse Ge-
spräche mit den Ministerien und vielen anderen durchgeführt.  
 
Herr Bongartz hebt hervor, sowohl die Durchführung einer Bürgerbefragung als auch die 

Durchführung eines Bürgerbegehrens würden Kosten in Höhe von 35.000 € bis 40.000  verur-
sachen. Es sei nicht zu verantworten, diese kostenintensiven Instrumente parallel durchführen 
zu lassen. 
 
Herr Haase stimmt zu, dass es angesichts der Haushaltslage keinesfalls sinnvoll wäre, sowohl 
eine Bürgerbefragung als auch ein Bürgerbegehren durchzuführen. Das Bürgerbegehren sei 
formell bereits beantragt worden. 
 
Herr Hegewald fragt, wie sich das Land Niedersachsen zu dem geplanten Zentralklinikum ins-

besondere in Bezug auf einen finanziellen Zuschuss positioniere. 
 
Herr Bornemann gibt an, eine definitive Antwort bezüglich eines finanziellen Zuschusses kön-

ne erst erfolgen, wenn die Kosten feststehen. Eine Finanzzusage könne zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht erfolgen. An diesem Punkt werde intensiv gearbeitet, es werde jedoch noch ein   
wenig Zeit in Anspruch nehmen. Die Nachbarn der Krankenhauslandschaft würden derzeit   
angehört werden, um möglichst ein komplettes Einvernehmen herzustellen. 
 
Herr Bolinius fragt zum abweichenden Beschlussentwurf der Verwaltung, dass eine Bürgerbe-
fragung zum Projekt Zentralklinikum in Georgsheil vor dem Hintergrund der Initiative bezüglich 
eines Bürgerbegehrens in gleicher Angelegenheit nicht durchgeführt werde, ob dies rechtlich 
abgeklärt sei oder ob der Antragsteller auf diesen Antrag bestehen könne. 
 
Herr Bornemann teilt mit, die Durchführung einer Bürgerbefragung stehe in der freien Ent-

scheidung des Rates. Einen gesetzlichen Anspruch gebe es nicht. 
 
abweichender 
Beschluss: Eine Bürgerbefragung zum Projekt Zentralklinikum in Georgsheil wird vor dem 

Hintergrund der Initiative bezüglich eines Bürgerbegehrens in gleicher Ange-
legenheit nicht durchgeführt. 

 
Ergebnis:  einstimmig 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Protokoll Nr. 26 über die Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen 
und innere Organisation 
 

 

 - 10 - 

TOP 7  Aufnahme des Investitionsprogramms in das Standardberichtswesen;  
- Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 12.01.2015 
Vorlage: 16/2006  

 
Herr Renken erklärt, der Antrag sei aufgrund der letzten Diskussionen insbesondere über die 
Umsetzung des Straßenbauprogramms gestellt worden. Seines Erachtens sei es für die Verwal-
tung möglich und machbar, die regelmäßige Berichterstattung auf die Umsetzung des Investiti-
onsprogramms auszuweiten. In anderen Städten sei dies ebenfalls so üblich. 
 
Herr Jahnke glaubt, grundsätzlich sei eine regelmäßige Berichterstattung über den Stand der 

Umsetzung des Investitionsprogramms möglich. Die Umsetzung der Investitionen des Bau- und 
Entsorgungsbetriebs würden jedoch im dortigen Ausschuss vorgestellt. Er schlägt daher vor, 
nochmals detaillierter zu definieren, worüber genau ein Bericht erstellt werden soll. Beispiels-
weise könnten die größten zehn Investitionen aufgeführt werden oder es könne eine dezidierte 
Darstellung mit tatsächlichem Baufortschritt erfolgen. Die genaue Definition müsse gemein-
schaftlich besprochen werden. Die Darstellung eines detaillierten Berichts für alle Fachbereiche 
bedeute einen enormen Aufwand. 
 
Herr Jakobs weist darauf hin, im Rahmen des standardisierten Berichtswesens werde jeweils 

zum 30.06. und 30.09. eines jeden Jahres der Bericht vorgestellt. Da eine vierteljährliche Be-
richterstattung über den Stand der Umsetzung des Investitionsprogramms gewünscht sei, kön-
ne das bestehende Standardberichtswesen nicht entsprechend erweitert werden. Entweder 
müsse die Berichterstattung ebenfalls halbjährlich erfolgen oder das Berichtswesen auf eine 
vierteljährliche Berichterstattung umgestellt werden. 
 
Das Standardberichtswesen sei bereits vor ungefähr 1 ½ Jahren deutlich erweitert worden. Soll-
te auf die Investitionen näher eingegangen werden, müsse man sich konzeptionell einigen. Für 
die Verwaltung würde diese Berichterstattung ansonsten einen enormen Aufwand bedeuten. 
Der Fachdienst könne sich auf das Zahlenwerk beschränken. Die Aufstellung der einzelnen 
Baufortschritte würde hingegen das Leistbare übersteigen. 
 
Herr Mansholt ergänzt, gegenüber dem normalen Standardergebnis im Standardberichtswe-
sen sei das Thema im investiven Bereich etwas komplizierter. Es müsse zwischen den reinen 
Geldausgaben und dem Stand der Investitionen unterschieden werden. Der Stand einer Investi-
tion werde primär über Auftragsvergaben geprägt. Insofern müsse detailliert überlegt werden, 
was sinnvollerweise dargestellt werden soll. Sofern der Rat ein entsprechendes Berichtswesen 
wünsche, könne die Verwaltung dazu ein Konzept entwickeln. Dies könne dann zur Diskussion 
gestellt werden, inwieweit es dem Informationsbedarf des Rates entspreche oder ob Modifikati-
onen erforderlich seien. 
 
Herr Haase schlägt vor, bis zur Verwaltungsausschusssitzung solle der Antragsteller mit der 

Verwaltung die geäußerten Bedenken einbauen. Ein vierteljährliches Berichtswesen würde sei-
nes Erachtens für die Verwaltung mehr Aufwand bedeuten. In anderen Bereichen sei ein halb-
jährlicher  Bericht ausreichend, sodass dies auch für Investitionen gelten müsste. Im Betriebs-
ausschuss Bau- und Entsorgungsbetrieb werde ebenfalls immer über Aktuelles berichtet. 
 
Herr Bongartz schließt sich der Äußerung an, dass Herr Renken mit der Verwaltung alle Be-

denken einarbeiten und eine Modalität finden sollte, die insbesondere für die Verwaltung keine 
zwingende Mehrarbeit erforderlich mache. Den gestellten Antrag hätte er vollkommen unter-
stützt. 
 
Die vier Fraktionsvorsitzenden hätten dem Bau- und Entsorgungsbetrieb in langen Sitzungen 
mitgeteilt, wo die Schwerpunkte im investiven Bereich wie beispielsweise im Straßenbau      
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gesehen werden. Die Schwerpunkte seien dann zusammengetragen worden. Die von den Frak-
tionsvorsitzenden gemeinschaftlich beschlossenen Schwerpunkte seien leider nur ein Empfeh-
lung. Die Sanierung der wenigen geforderten Straßen sei nicht umgesetzt worden. Er bedauert, 
dass die Gründe hierfür nicht mit den Fraktionsvorsitzenden kommuniziert worden seien. 
 
Herr Renken schließt sich dem Vorschlag an, die Kriterien mit der Verwaltung nochmals detail-

lierter aufzuarbeiten. Er könne sich nicht vorstellen, dass das Zusammenfassen der Daten in 
der Verwaltung sowie das regelmäßige Präsentieren einen erheblichen Mehraufwand bedeuten 
würde. 
 
Ergebnis:  Verweisung auf das Protokoll 
 
 
TOP 8  Mündliche Mitteilungen des Oberbürgermeisters  
 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 

 
TOP 9  Anfragen  
 
1. Systemadministration an Schulen 
 
Herr Mecklenburg bittet um Auskunft, ob das Konzept für eine bedarfsgerechte Systemadmi-

nistration an den Emder Schulen weiter verfolgt und diskutiert werde. Durch die Beauftragung 
von Firmen bei Problemen mit dem Computernetz reduziere sich das Schuldbudget an einigen 
Schulen enorm. Bei Kürzung der Schulbudgets um 10 % müsse eine gewisse Systemadminist-
ration vorgehalten werden. 
 
Herr Jahnke bestätigt, für die Schulen wäre es hilfreich, wenn mehrere Administratoren des 

Fachdienstes Informations- und Kommunikationstechnik zur Verfügung stehen würden. Aller-
dings sei der Fachdienst hauptsächlich für die Verwaltung zuständig. Gelegentlich würde den-
noch an einigen Schulen Hilfestellung geleistet. Das vorhandene Personal sei für diese zusätz-
liche Tätigkeit nicht ausreichend, für eine Ausweitung stehen keinerlei finanzielle Mittel zur Ver-
fügung. 
 
2. Sachstand ÖPNV 
 
Herr Bolinius bittet um allgemeine Information bezüglich des Sachstandes zum ÖPNV ab 
2017. 
 
Herr Jahnke bemerkt, die Stadtwerke Emden habe für die Organisation des öffentlichen Per-

sonalverkehrs eine Tochtergesellschaft gegründet. Herr Ackermann sowie Herr Poppinga könn-
ten in diesem Ausschuss einen Sachstandsbericht geben. 
 
Herr Bornemann entgegnet, das Ausschreibungsverfahren laufe derzeit und müsse zunächst 
in der Gesellschaft abgeklärt werden. Sobald Ergebnisse und Entscheidungen vorliegen könne 
selbstverständlich ein Bericht erfolgen. Dieses Verfahren werde jedoch eine gewisse Zeit dau-
ern. 
 

 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung. 
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